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Gemeinsame Stellungnahme Beteiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB 
23. Änderung FNP 2020 – Gewerbliche Baufläche/Gemischte Baufläche/Grünfläche 
Tiefenreute-Bühl, Singen 
  

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 
besten Dank für die Möglichkeit zur Stellungnahme. Gerne beteiligen wir uns im Rahmen 
der Anhörung der TÖB.  
 
Die Stellungnahme des BUND und NABU erfolgt im Namen des BUND Landesverbands Baden-Württem-

berg e.V. und des Naturschutzbund Deutschland Landesverband Baden-Württemberg e.V.. Die LNV-Stel-
lungnahme erfolgt zugleich im Namen aller nach § 3 Umweltrechtsbehelfsgesetz (UmwRG) anerkannten Na-
turschutzvereinigungen: AG “Die NaturFreunde” Baden-Württemberg (NF), AG Fledermausschutz Baden-
Württemberg e.V. (AGF), Bund für Umwelt- und Naturschutz Deutschland (BUND), Deutscher Alpenverein 
(DAV), Landesfischereiverband Baden-Württemberg (LFV), Landesjagdverband Baden-Württemberg (LJV), 

Naturschutzbund Deutschland (NABU), Schutzgemeinschaft Deut-scher Wald (SDW), Schwäbischer Albver-
ein (SAV) und Schwarzwaldverein (SWV). 

 
Bauen beeinflusst Klima, Wohngesundheit, Lebensqualität und die Biodiversität für Jahr-
zehnte. Planung muss Menschen mit einbeziehen und neue Erkenntnisse aus Forschung, 
Praxis und gemeinschaftlichen Projekten nutzen. 
 
Zur Gesamtplanung 
Die Stadt Singen plant eine gewaltige Fläche von 60 Hektar ebenes, sonniges bisher über-
wiegend landwirtschaftlich genutztes Gelände in Gewerbegebiete und Wohnbebauung 
umzuwandeln. Dieser Acker- und Flächenverlust ist in Zeiten mit täglichen Meldungen zu 
Insolvenzen und Firmenschließungen, zum schnelleren Fortschreiten der Klimaverände-
rungen, zum Verlust der Biodiversität und zum Hunger in der Welt für uns nicht nachvoll-
ziehbar. Dazu kommt, dass die Stadt Singen bereits über große Gewerbeflächen verfügt, 
in denen immer wieder Leerstände jahrelang zum Verkauf angeboten werden, es Fehlnut-
zungen gibt oder komplette Flächen nicht genutzt werden. Daher erschließt sich uns die 
Notwendigkeit für ein weiteres Gewerbegebiet in Singen nicht und wir lehnen die geplante 
23. Änderung FNP 2020 – Gewerbliche Baufläche/Gemischte Baufläche/Grünfläche Tie-
fenreute-Bühl, Singen ab.  
 
Weiterhin bitten wir um die Beantwortung der folgenden Fragen: 

BUND Regionalverband Bodensee-
Oberschwaben, Geschäftsstelle Kon-
stanz; Zum Hussenstein 12; 78462 Kon-
stanz 

NABU Radolfzell-Hegau LNV-Arbeitskreis Konstanz 
Eberhard Koch 
Im Tal 8 
78244 Gottmadingen 
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1. Wir bitten, im Rahmen des Verfahrens zu erörtern, wie die vorliegende Planung mit 
§ 1 a Absatz (2) Satz 1 des Bundesbaugesetzbuches zu vereinbaren ist: „Mit Grund 
und Boden soll sparsam und schonend umgegangen werden.“ 

2. Wurden in den bestehenden Gewerbegebieten der Stadt Singen und der angren-
zenden Gemeinden die erschlossenen, nicht genutzten Flächen in Gewerbegebie-
ten erfasst?  

3. Wurde mit den jeweiligen Eigentümern über eine Umnutzung gesprochen und ge-
meinsam neue Lösungen gesucht, um vorhandene oder nicht oder fehlgenutzte Ge-
werbeflächen ad hoc neu oder anders zu nutzen? 

4. Wurden die dort vorhandenen, leerstehenden Gebäude den neue Gewerbeinteres-
senten zur Nutzung vorgeschlagen?  

5. Wir bitten zu erörtern, wie bei einem Gebiet dieser Größe das Gebot der Nachhal-
tigkeit erfüllt werden kann, angesichts der Tatsache, dass es keinen Gleisanschluss 
gibt. 

6. Wurde in den Gewerbe-Gebieten, vor allem nördlich der Georg-Fischer-Straße, mit 
Betriebs-Inhabern, die in naher Zukunft das Rentenalter erreichen oder bereits 
Übergaben beabsichtigen, über die weitere Verwendung ihrer Grundstücke und Ge-
bäude gesprochen und ihnen Unterstützung in Form von Kontaktvermittlung zu Ge-
werbeflächensuchenden angeboten? 

7. Beabsichtigt die Stadt Singen als neue kreative Lösung, neu startenden Unterneh-
men einen finanziellen Zuschuss bei der Nutzung bereits vorhandener Gewerbeflä-
chen und Gebäuden zu gewähren? Die eingesparten Steuergelder für Kauf und Er-
schließung im Gewann Tiefenreute/Bühl könnten dafür verwendet werden. 

8. Gibt es mit den Interessenten für neue Gewerbeflächen die Absicht, einen Vorver-
trag abzuschließen, in dem mit den möglichen Investoren eine Anzahlung von zehn 
Prozent der erwarteten Planungs- und Erschließungskosten verlangt wird? Dies 
würde der Absicherung dienen, dass diese Investoren dann auch wirklich in dem 
mit Steuergeldern neu erschlossenen Gebiet bauen. Viel zu oft geschieht es immer 
noch, dass Kommunen mit Steuergeldern Gebiete erschließen, weil es Interessen-
ten gibt, die dann abspringen oder woanders oder gar nicht mehr bauen. Die neuen 
Gebiete werden dann mit der x-ten Möbelkette, dem x-ten Supermarkt, dem x-ten 
Schnellimbiss oder dem x-ten Autohaus zugemüllt. 

9. Wir bitten die Frage zu beantworten, ob durch den Ackerverlust einer oder mehrere 
landwirtschaftliche Betriebe in ihrer Existenz gefährdet werden. 

10. Ist es geplant das Gebiet als klimaneutrales Gewerbegebiet umzusetzen? Beachte 
hierzu: Klimaneutrale-Gewerbegebiete-MiS_01.pdf 

 

Bemerkungen zum Verlust der Fläche und des Erdbodens: 

Versiegelter Boden nimmt kein Wasser mehr auf und absorbiert mehr Wärme.  Auf den 
versiegelten Flächen wird es wärmer. Außerdem bildet sich weniger Grundwasser durch 
die Versiegelung. Regional kann Bodenversiegelung Extremereignisse beeinflussen. Statt-
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findende Starkregen können zu Hochwasser führen, weil das Wasser nicht mehr versi-
ckern kann. Weitere Flächenversiegelung verstärken, die durch den Klimawandel vermehrt 
auftretenden extreme Hitzeperioden und plötzliche Starkregenereignisse. 

Versiegelte Böden können keinen Kohlenstoff aus der Atmosphäre mehr aufnehmen. Den 
meisten Bodenkohlenstoff gibt es in Mooren, gefolgt von Grünland und Böden in nicht be-
wirtschafteten Wäldern. Wo Wälder und Wiesen den Städten weichen müssen, wird dieser 
Mechanismus zerstört.  Fläche ist nicht vermehrbar. Wenn Boden einmal versiegelt ist, ist 
er unwiederbringlich verloren. Zwar ist eine Entsiegelung möglich. Zur Bildung lebendigen 
Bodens braucht es jedoch Jahrtausende.  

Die Stadt Singen plant hier mit 60 ha einen riesigen Flächenverbrauch. Die Landesregie-
rung hat im Koalitionsvertrag das Ziel bekräftigt, bis 2035 zu einem Flächenverbrauch 
Netto-Null zu kommen. Das kann keine Vollbremsung im Jahr 2035 sein, sondern die Pla-
nungen müssen heute schon auf dieses Ziel ausgerichtet werden. Mit den noch realisier-
baren Flächen muss sehr vorsichtig umgegangen werden. Vermutlich wird dies die letzte 
große Erschließung in Singen sein. Das heißt, ein sehr sparsamer Umgang mit der Fläche 
ist notwendig. Wir begrüßen sehr, dass in der Planung Parkhäuser vorgesehen sind. Es 
muss kompakt und mehrstöckig bebaut werden. Es muss Sorge getragen werden, dass 
die Hallen beim Auslaufen von Nutzungen zügig in neue, qualifizierte Nutzungen kommen. 

Forderungen für den Naturschutz in diesem Gebiet: 

Vom Naturschutz her ist es am wichtigsten, dass die im Gebiet vorhandenen Magerrasen 
erhalten und weiterentwickelt werden. Solche Magerrasen auf Kiesflächen sind im Gebiet 
selten. Als Besonderheit kommt hier das Stein-Fingerkraut vor, eine stark gefährdete Art, 
die auch im Artenschutzprogramm BW berücksichtigt wird. Singen hat eine besondere 
Verantwortung für diese Art, weil hier die beiden größten Vorkommen in BW liegen, neben 
dem Gaisenrain an der Bahn Richtung Böhringen. Der Schutz dieser Vorkommen muss 
gewährleistet werden und ist in den weiteren Planungen zu berücksichtigen. 

Vergrößerung und Abrundung der Biotopfläche (Acker zu Biotopfläche) - Aufwertung und 
Pflege des an die Böschung Tiefenreute anschließenden westexponierten Waldrandes: 
Entwicklung eines breiten artenreichen Saumstreifens als Puffer und Lebens- und Nah-
rungsraum - Eine Querung des Biotops durch eine Zuwegung / Straße durch die Steilbö-
schung Tiefenreute im Bereich der ehemaligen Abgrabung ist möglichst schmal zu halten. 
Unmittelbar rechts und links davon gibt es Kernbestände von Potentilla rupestris. Bei den 
Erdarbeiten sollen hier neue, natürlich wirkende Böschungen entstehen. - Abschieben von 
Humus im unteren Teil des Biotops (unterhalb des Feldweges) um eine Erweiterung des 
Magerrasens zu ermöglichen.  
Darüber hinaus ist uns wichtig, dass die Waldflächen in Richtung des hier standortgerech-
ten Eichen-Hainbuchenwaldes entwickelt werden. Dazu gehört, dass Saumflächen entlang 
des Waldrandes entstehen oder erhalten werden mit den dafür typischen Arten. 
Das bestehende Waldgebiet Richtung Überlingen am Ried (wertvoller, älterer Laubmisch-
wald) darf in keinerlei Form beeinträchtigt werde, da es noch Lebensraum für viele Arten 
bietet und als Naherholungsgebiet der Bevölkerung dient. 
Weiterhin muss hier etwas für die Gelbbauchunke getan werden. Im unmittelbar südlich 
angrenzenden Wald gibt es ein bedeutendes Vorkommen der Gelbbauchunke, einer stark 
gefährdeten Amphibienart, die auch als FFH-Art eingestuft ist. Sie braucht für ihre Ent-
wicklung flache, nur temporär Wasser führende Kleingewässer. Diese können im Sinne ei-
ner Ausgleichsmaßnahme am Waldrand angelegt und unterhalten werden. 
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Eine regelmäßige Kontrolle des Erfolgs der Ausgleichsmaßahmen incl. der Feldlerchenför-
derung ist notwendig und muss festgeschrieben werden. Bei Nichterfolg müssen entspre-
chende Ersatzmaßnahmen festgelegt werden. Die Artenschutzüberprüfungen von 2023 
und 2025 ergaben, dass die Feldlerche in dem Gebiet bereits als ausgestorben gilt. Es 
wurden weitere Vogelarten erfasst, die sich auf der Roten Liste in unterschiedlichen Warn-
stufen befinden. Jeder weitere Eingriff in die Natur beeinträchtigte diese Arten negativ. 
Dies ist für uns ein weiterer Grund, das Vorhaben abzulehnen. Sollte das Vorhaben den-
noch umgesetzt werden, sind bereits 2026 Maßnahmen der Biotopvernetzung, der Biotop-
aufwertung und -erhaltung auf der gesamten Singener Gemarkungsfläche zu realisieren 
bzw. zu beginnen. 
Es muss festgeschrieben werden, dass und in welchem Umfang die Einhaltung der Maß-
nahmen zur Minderung der betriebsbedingten Risiken kontrolliert werden! Wir schlagen 
eine halbjährliche Überprüfung vor. 
 

Aussagen und Fragen zum geplanten Wohngebiet 

Der Abstand zwischen Wohnbebauung und Gewerbe könnte vergrößert werden, als Grün-
puffer dienen und weniger Fläche versiegelt werden, wenn auf die Fläche mit Einfamilien-
hausbebauung verzichtet würde. Selbst der Präsident der Architektenkammer, Markus 
Müller, hält eine weitere Bebauung mit Einfamilienhäusern für nicht mehr sinnvoll und rea-
lisierbar „Wir haben gar nicht mehr die Bevölkerungsstruktur, um den Bedarf nach weite-
ren Einfamilienhäusern zu begründen. (https://www.kontextwochenzeitung.de/poli-
tik/567/das-treibt-uns-in-den-wahnsinn-8007.html))“ Die EFH in bereits bestehenden 
Wohngebieten müssen jungen Familien zugänglich gemacht werden. Etwa indem den 
meist überalterten Bewohnern die Möglichkeit geboten wird, in ihrem bisherigen sozialen 
Umfeld mit entsprechender Infrastruktur auf kleinerer Fläche altersgerecht leben zu kön-
nen. In welcher Form wird diese Forderung bei den Planungen in Betracht gezogen? 
Viele Kommunen glauben immer noch mit neuen Wohnbauflächen junge Familien anlo-
cken zu können. Leider gibt es die jungen Familien gar nicht in dem Ausmaß, die jede 
Kommune sich wünscht. Das Gegenteil ist der Fall, aber das weiß die Verwaltung und der 
OB der Stadt Singen auch: Die Bevölkerung überaltert und die wenigen jungen Menschen, 
die nachkommen, werden sich meist kein Wohneigentum mehr leisten können. In der 
Wohnbaufläche muss eine verdichtete Bebauung realisiert werden. Es sollten Konzepte 
zum gemeinschaftlichen Wohnen entwickelt werden, die eine hohe Aufenthaltsqualität bie-
ten Wie viele der geplanten Wohneinheiten werden zur Miete und als geförderter Sozial-
wohnraum in Erbbaupacht angeboten werden? Welche Infrastruktur ist für dieses Wohn-
baugebiet geplant? Wird es Pflegeeinrichtungen geben, die betagte Menschen bei unter-
schiedlichen Bedarfen nutzen können? 
Wird es Einkaufsmöglichkeiten und soziale Treffpunkte für alle Altersgruppen geben, die 
fußläufig erreichbar sind? Wie wir der ÖPNV in diesem Gebiet angeboten werden? 
Eine Nahwärmeversorgung wird heute als Standard für ein solches Gebiet angesehen. 
Im Bebauungsplan müssen ausreichend große Baumscheiben und Wurzellöcher für 
Bäume im Gebiet eingeplant werden. Diese zu pflanzende Bäume sind wichtig für kom-
menden Generationen angesichts der zu erwartenden Hitze und müssen daher schon im 
Vorfeld ausreichend große und gute Lebensräume im versiegelten Gebiet erhalten. 

Aussagen und Fragen zu Details der Planung 
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Durch einen Verzicht auf den Wendehammer im süd-östlichen GW Abschnitt kann unserer 
Ansicht nach der Flächenverbrauch zu reduziert werden. Es stünde dann mehr Fläche zur 
Aufforstung zur Verfügung.  
Wann wird mit den Ersatzaufforstungen und mit anderen Ausgleichsmaßnahmen begon-
nen werden? Wann ist mit deren Abschluss zu rechnen? 
Schützenswerte Biotope ergeben unserer Ansicht wenig Sinn, wenn daneben ein Bolz-
platz angelegt werden soll. Wir schlagen vor, das Spielgelände in den Bereich, in dem die 
Kinder mit ihren Familien wohnen sollen, zu integrieren. 

 
Für die Berücksichtigung unserer Anregungen bei der Planung bedanken wir uns im Vo-
raus herzlich. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
 
 
 
 
 
            
  
 
 
 
Beate Giesinger  Daniela Tiede und Christian Moll  
(NABU Radolfzell-Hegau)  (BUND Singen) 
                         
 
 
 
    
 
Eberhard Koch      
(LNV Arbeitskreis für den Kreis Konstanz)  


